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I. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in seiner Entscheidung vom 26. März 2025, 2 BvR 
1505/20, ausführlich dargelegt, dass gegenwärtig keine Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Erhebung des Solidaritätszuschlags nach dem Auslaufen des Solidarpakts zum 31. Dezember 
2019 bestehen. Eine weitere Erhebung des Solidaritätszuschlags verletzt aus der Sicht des BVerfG 
weder die Eigentumsgarantie noch den Gleichheitssatz und ein evidenter Wegfall des 
aufgabenbezogenen Mehrbedarfs liegt nicht vor.  

Für weiter zurückliegende Veranlagungszeiträume hatte bereits der Bundesfinanzhof wiederholt 
entschieden, dass keine verfassungsmäßigen Zweifel an der Erhebung eines Solidaritätszuschlags 
bestehen (zuletzt in seinem Urteil vom 20. Februar 2024, IX R 27/23 (II R 27/15), BStBl II S. 444. 
Auch das BVerfG hatte mit Beschluss vom 7. Juni 2023, 2 BvL 6/14, eine diesbezügliche 
Richtervorlage in einem Verfahren der konkreten Normenkontrolle als unzulässig abgewiesen. 

II. 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt daher Folgendes: 

1. In der Anlage zum BMF-Schreiben vom 15. Januar 2018, BStBl I S. 2, die zuletzt durch 
BMF-Schreiben vom 10. März 2025, BStBl I S. 656, geändert worden ist, wird Abschnitt II 
mit sofortiger Wirkung aufgehoben. 
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2. Die Anlage zum BMF-Schreiben vom 15. Januar 2018, a. a. O., wird mit sofortiger 
Wirkung wie folgt neu gefasst: 

„Abschnitt A (Vorläufige Steuerfestsetzung) 

I. 

Steuerfestsetzungen sind hinsichtlich folgender Punkte gemäß § 165 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 
AO im Hinblick auf die Verfassungsmäßigkeit und verfassungskonforme Auslegung der Norm 
vorläufig vorzunehmen, soweit dies verfahrensrechtlich möglich ist: 

1. Höhe der kindbezogenen Freibeträge nach § 32 Absatz 6 Satz 1 und 2 EStG 

2. Verlustverrechnungsbeschränkung für Aktienveräußerungsverluste nach § 20 Absatz 6 
Satz 4 EStG (§ 20 Absatz 6 Satz 5 EStG a.F.) 

3.  Höhe des Grundfreibetrags nach § 32a Absatz 1 Satz 2 EStG 

Der Vorläufigkeitsvermerk gemäß Nummer 1 ist sämtlichen Einkommensteuerfestsetzungen für 
Veranlagungszeiträume ab 2001 mit einer Prüfung der Steuerfreistellung nach § 31 EStG sowie 
den mit derartigen Einkommensteuerfestsetzungen verbundenen Festsetzungen des 
Solidaritätszuschlags und der Kirchensteuer beizufügen. Wird im Rechtsbehelfsverfahren gegen 
die Festsetzung der Einkommensteuer, des Solidaritätszuschlags und der Kirchensteuer für den 
Veranlagungszeitraum 2014 Aussetzung der Vollziehung (§ 361 AO, § 69 Absatz 2 FGO) beantragt, 
ist dem zu entsprechen, soweit unter Berücksichtigung eines um 72 Euro erhöhten 
Kinderfreibetrags je Kind die Steuer herabzusetzen wäre und im Übrigen die Voraussetzungen 
des § 361 AO oder des § 69 FGO erfüllt sind. Ein Einkommensteuerbescheid ist hinsichtlich des 
Kinderfreibetrags kein Grundlagenbescheid für die Festsetzung des Solidaritätszuschlags und der 
Kirchensteuer (BFH-Urteile vom 27. Januar 2011, III R 90/07, BStBl II S. 543, und vom 
15. November 2011, I R 29/11, BFH/NV 2012 S. 921); § 361 Absatz 3 Satz 1 AO und § 69 Absatz 2 
Satz 4 FGO sind daher insoweit nicht anwendbar. 

Der Vorläufigkeitsvermerk gemäß Nummer 2 ist sämtlichen Einkommensteuerfestsetzungen für 
Veranlagungszeiträume ab 2009 beizufügen, zu denen ein Verlust aus Kapitalvermögen im Sinne 
des § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Satz 1 EStG, der aus der Veräußerung von Aktien entstanden 
ist, nach § 20 Absatz 6 Satz 3 i. V. m. § 10d Absatz 4 EStG festgestellt wird, weil ein Ausgleich mit 
anderen Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Absatz 6 Satz 4 EStG (§ 20 Absatz 6 Satz 5 
EStG a.F.) nicht möglich ist. 

Der Vorläufigkeitsvermerk gemäß Nummer 3 ist sämtlichen Einkommensteuerfestsetzungen für 
Veranlagungszeiträume ab 2023 beizufügen. 

II. 

(aufgehoben) 
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Abschnitt B (Aussetzung der Steuerfestsetzung) 

(aufgehoben)“ 

 

Im Auftrag 

 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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